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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung befaßt sich mit dem gemeinschaftlichen 
Betrieb mehrerer Unternehmen, seinen Entstehungs- und Erscheinungsfor-
men, den rechtlichen Grundlagen und Auswirkungen. Besondere Aufmerk-
samkeit widmet sie dabei den Fragestellungen in der Unternehmensmitbe-
stimmung. 

Die Arbeit hat der Juristischen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universi-
tät München im Sommersemester 1993 als Dissertation vorgelegen. Recht-
sprechung und Literatur sind bis Juli 1993 berücksichtigt. 

Bedanken möchte ich mich vor allem bei meinem akademischen Lehrer, 
Herrn Professor Dr. Götz Hueck für die effektive und menschlich sehr ange-
nehme Betreuung der Arbeit. In jeder Hinsicht wertvoll war auch meine Tä-
tigkeit als wissenschaftlicher Assistent an dem von ihm geleiteten Institut für 
Handels-, Wirtschafts- und Arbeitsrecht der Universität München. Des weite-
ren gilt mein Dank Herrn Professor Dr. Wolfgang Fikentscher, der die Erstel-
lung des Zweitgutachtens übernommen hat. Frau Professor Dr. Christine 
Windbichler verdanke ich wertvolle Anregungen. 

Iffeldorf, im Dezember 1993 

Harald Wanhöfer 
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§ 1 Einleitung 

Die Kooperation mehrerer Unternehmen kennt zahlreiche Spielarten. Die 
vorliegende Untersuchung beschäftigt sich mit der Erscheinungsform Ge-
meinschaftsbetrieb, speziell seinen Auswirkungen in der Unternehmensmit-
bestimmung. 

Zur begrifflichen Erfassung des Gemeinschaftsbetriebes soviel vorweg: 
Ausgangspunkt ist die im Arbeitsrecht geläufige Unterscheidung von Betrieb 
und Unternehmen.! Das Unternehmen verfolgt eine übergreifende, in der Re-
gel wirtschaftliche Zielsetzung und bedarf zur arbeitstechnischen Umsetzung 
einer betrieblichen Organisation. Selbst wenn man dem Betrieb wegen seiner 
Hilfsfunktion und mangels soziologischer Unterscheidbarkeit keine Eigen-
ständigkeit gegenüber dem Unternehmen zuerkennt und als Bestandteil eines 
unternehmerischen Gesamtkomplexes begreift,2 ist nach Funktions- und Ent-
scheidungsebenen unterschiedlich abzugrenzen: Der Betrieb umschreibt unter 
dem Blickwinkel arbeitstechnischer Funktion Zusammengehöriges, während 
das Unternehmen als Träger wirtschaftlicher Entscheidungen vornehmlich 
von den gesellschaftsrechtlich vorgegebenen Organisationsformen geprägt ist. 
Die Nichtidentität der Organisationsbegriffe hat zur Folge, daß unter dem 
Dach eines einzelnen Unternehmens mehrere Betriebe gebildet werden kön-
nen. Demgegenüber etwas seltener, aber seit langem anerkannt bei zuneh-
mender Verbreitung, ist die Möglichkeit der Bildung gemeinschaftlicher Be-
triebe durch mehrere Unternehmen zur gemeinsamen Verfolgung arbeits-
technischer Zwecke. Hierfür hat sich der Begriff Gemeinschaftsbetrieb her-
ausgebildet. 3 

Entsprechend der begrifflichen Abgrenzung des Betriebes vom Unterneh-
men sind auch der Gemeinschaftsbetrieb als arbeitstechnisch-organisatori-

! Statt vieler zusammenfassend ZöllnerlLoritz, Arbeitsrecht § 44 11 2, 3 (S. 444 f.); - grundle-
gend Jacobi, Betrieb und Unternehmen als Rechtsbegriffe; instruktiv auch Haase, NZA 1988 
Beil. 3, S. 11; Pe/er, DB 1990, S. 424; - kritische Auseinandersetzung aus neuerer Zeit Joos/, 
Betrieb und Unternehmen als Grundbegriffe im Arbeitsrecht. 

2 Vgl. DietzlRichardi BetrVG § 1 Rn. 53; ders. in Staudinger BGB Vorbern. zu §§ 611 ff. 
Rn. 564 ff.; Raiser, Das Unternehmen als Organisation S. 128. 

3 Zöllner in FS Semler S. 995, 998 zieht demgegenüber den Begriff des gemeinsamen Betriebes 
vor; es findet sich auch die Bezeichnung als Gesamtbetrieb, vgl. Richardi in Staudinger BGB Vor-
bem. zu §§ 611 ff. Rn. 574. 
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sches Gebilde und das Gemeinschaftsunternehmen zu unterscheiden.4 Fragen 
des Gemeinschaftsunternehmens, so etwa die kartellrechtliche Problematik, 
bleiben hier deshalb ausgeklammert, soweit sie nicht zur Lösung der mitbe-
stimmungsrechtlichen Probleme des Gemeinschaftsbetriebes beitragen. 

Entwickelt hat sich der Begriff Gemeinschaftsbetrieb nicht als allgemeine 
Umschreibung eines Phänomens der wirtschaftlichen Praxis, sondern aus 
einem ganz konkreten rechtlichen Anwendungszusammenhang heraus. Be-
zeichnet wird das Ergebnis eines Subsumtionsvorganges mit der Feststellung, 
daß ein einheitlicher Betrieb vorliegt, obwohl er abweichend vom Normalfall 
eines einzelnen Trägerunternehmens keinem der mehreren Unternehmen al-
lein zugerechnet werden kann. Damit verbunden wird das Bestehen einer ein-
heitlichen Betriebsbelegschaft auch unter der Voraussetzung anerkannt, daß 
hier typischerweise die Arbeitnehmer verschiedener Arbeitgeber zusammen-
gefaßt sind; arbeitsvertragliche Beziehungen bestehen meist alternativ zu 
einem der Trägerunternehmen. Ziel der Subsumtion mit dem Ergebnis Ge-
meinschaftsbetrieb ist die Anwendung an den Betriebsbegriff anknüpfender 
Rechtsfolgen vornehmlich im Bereich des Betriebsverfassungs- und Kündi-
gungsschutzrechts.5 Obwohl die Belegschaft arbeitsvertraglich auf mehrere 
Unternehmen verteilt ist, kann hier etwa ein gemeinsamer Betriebsrat gewählt 
werden.6 Die im Gemeinschaftsbetrieb tätigen und nur jeweils einem der 
Unternehmer vertraglich verbundenen Arbeitnehmer sind bei der Bestimmung 
von Mindestarbeitnehmerzahlen im BetrVG (z.B. §§ 99 Abs. 1; 111) und 
KSchG (z.B. § 23 Abs. 1 Satz 2) zusammenzuzählen.7 Schließlich kann der 
gemeinsame Betrieb gegenüber mehreren Unternehmen als Bezugspunkt des 
allgemeinen Kündigungsschutzes nach § 1 KSchG herangezogen werden.8 

Wenig rechtswissenschaftliche Beachtung fand der Gemeinschaftsbetrieb 
bislang im Bereich der Unternehmensmitbestimmung. Wie der Verfasser er-
fahren durfte, besteht in der Praxis dennoch erhebliche Unsicherheit, welche 
Arbeitnehmer des Gemeinschaftsbetriebes zur Arbeitnehmerzahl der einzel-
nen Unternehmen beitragen und zu welchen Aufsichtsräten sie wahlberechtigt 

4 Zur Unterscheidung auch unten § 2 I 1 und § 6 V 2. 
5 Aus der Rechtsprechung BAG vom 14.9.1988 AP Nr. 9 zu § 1 BetrVG 1972; vom 5.3.1987 

AP Nr. 30 zu § 15 KSchG 1969; vom 29. \.1987 AP Nr. 6 zu § 1 BetrVG 1972; vom 7.8.1986 AP 
Nr. 5 zu § 1 BetrVG 1972; vom 13.6.1985 AP Nr. \0 zu § 1 KSchG 1969; vom 23.3.1984 AP Nr. 4 
zu § 23 KSchG 1 %9; vom 25.1 \.1980 AP Nr. 2 zu § 1 BetrVG 1972; vom 17. \.1978 AP Nr. 1 zu 
§ 1 BetrVG 1972; vom 5.12.1975 AP Nr. 1 zu § 47 BetrVG 1972; vom 21.10.1969 AP Nr. 10 zu 
§ 3 BetrVG; vom 1.12.1961 AP Nr. 1 zu § 80 ArbGG 1953; vom 4.7.1957 AP Nr. 1 zu § 21 
KSchG. 

6 V gl. etwa BAG vom 14.9.1988 aaO. 
7 Zu § 23 Abs. 1 Satz 2 BAG vom 23.3.1984 aaO. 
8 BAG vom 13.6.1985 aaO. 
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sind. Die praktische Brisanz sei hier nur mit dem Beispiel angedeutet, daß 
verschiedene Zählweisen zu einem Erreichen bzw. Unterschreiten von unter-
nehmensbezogenen Mindestarbeitnehmerzahlen führen können, von denen die 
Zusammensetzung der Aufsichtsräte in den Trägergesellschaften abhängt. 

2 Wanhöfcr 
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